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Vorwort

Als wir uns im Jahr 2020 zum ersten Mal wissen-
schaftlich mit der Gewalt gegen Polizeibeamte 
und den dadurch verursachten Kosten beschäf-
tigt haben, war die deutsche Gesellschaft noch 
nicht so gespalten wie heute. Trotzdem haben 
wir schon damals die gesellschaftlichen Kosten 
für Deutschland auf mindestens 760 Millionen € 
berechnet. In der Zwischenzeit sind gewalttätige 
Auseinandersetzungen im Zuge der Coronapan-
demie, des russischen Angriffs auf die Ukraine 
und islamistischer oder anti-israelischer Proteste 
hinzugekommen und haben die Gewalt weiter 
ansteigen lassen.

Dennoch nehmen wir diese Gewalt kaum wahr, 
wenn in der Berichterstattung über Demonstrati-
onen, Hausräumungen und andere Großeinsätze 
der Polizei die Zahl der verletzten Polizisten genannt 
wird. Man mag diese Gewalt moralisch verwerflich 
finden und verurteilen. Moralische Empörung lässt 
sich aber schwerlich kardinal messen. Als Maßstab 
für gewaltreduzierendes Ressourcenmanagement 
von Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft ist 
Empörung schlecht geeignet, und auch das bloße 
Zählen von Vorfällen greift zu kurz. Allerdings gilt 
nach dem Management-Guru Peter F. Drucker: 
„Was man nicht messen kann, kann man auch 
nicht steuern“. Deshalb ist es wichtig, sich mit 
den Kosten von Gewalt auseinanderzusetzen. Erst 
wenn diese bekannt sind, können Maßnahmen zur 
Reduzierung von Gewalt oder ihrer Folgen gegen-
einander abgewogen werden. Diese Grundsätze 
gelten selbstverständlich auch für die Gewalt, 
die - gerechtfertigt in Form von unmittelbarem 
Zwang oder rechtswidrig - von der Polizei ausgeht 
und z. B. einen Demonstranten, einen Hausbeset-
zer oder einen Kriminellen trifft. Im Gegensatz 
zur moralischen oder gar rechtlichen Bewertung 
einer Tat ist es für die Kosten der Gewalt jedoch 
unerheblich, wer Opfer oder Täter ist. Allein die 
Wirkung ist von Bedeutung.

Schließlich lassen sich Gewalt und ihre Folgen auf 
unterschiedliche Weise einschränken. So kann die 
Wirkung von Gewalt unter anderem durch eine 
bessere Schutzausstattung der Einsatzkräfte be-

grenzt werden. Diese Überlegungen mögen auch 
der Grund dafür gewesen sein, dass die Firma 
Axon das BIGS mit der Durchführung dieser Stu-
die beauftragt hat. Schließlich bietet Axon u. a. 
mit Distanzelektroimpulsgeräten und Bodycams 
Ausrüstung an, die Gewalt abschreckt oder in ihrer 
Wirkung begrenzen kann.

Ich hoffe, dass dieser Beitrag, der ursprünglich von 
Johannes Rieckmann stammt und nun von Esther 
Kern aktualisiert wurde, die politische und gesell-
schaftliche Diskussion über Gewalt gegen Einsatz-
kräfte bereichert, indem bessere Entscheidungen 
getroffen werden, wie mit begrenzten Mitteln 
Gewalt möglichst effektiv entschärft, vermindert 
oder gar verhindert werden kann. 

Das Ergebnis der folgenden Berechnung kann nur 
ein Minimum der Kosten darstellen. Einige Ko-
stenarten lassen sich mit den verfügbaren Daten 
nicht oder nur unzureichend quantifizieren. Dies 
gilt neben den Kosten aufgrund psychischer Folgen 
für die betroffenen Einsatzkräfte ausdrücklich auch 
für die Kosten, die durch die von Einsatzkräften 
ausgeübte Gewalt entstehen. Insofern ist diese 
Veröffentlichung vor allem auch ein Appell an 
Politik und Verwaltung, die Datenlage gezielt und 
systematisch zu verbessern, um langfristig zu 
besseren Entscheidungen zu kommen und damit 
die negativen Folgen von gewalttätigen Auseinan-
dersetzungen zwischen Polizeivollzugsbeamten 
und ihren polizeilichen Gegenübern zu reduzieren. 

Seit der Erstveröffentlichung der Studie haben sich 
einige Bundesländer dazu entschlossen, ihre Polizei 
mit Distanzelektroimpulsgeräten auszustatten. Bis-
lang liegen jedoch nur sehr wenige Daten darüber 
vor, wie sich die Androhung des Einsatzes oder der 
Einsatz selbst in der Praxis auf die Gewalt gegen 
Polizeikräfte auswirkt. Wir hielten es für wichtig, 
dies in einer späteren Studie genauer untersuchen 
zu können. In der vorliegenden überarbeiteten 
Fassung wurden im Wesentlichen die Kostenansätze 
für die einzelnen Kostenarten aktualisiert und die 
Fallzahlen auf den neuesten Stand gebracht.

Dr. Tim Stuchtey

Geschäftsführender Direktor des BIGS
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The Brandenburg Institute for Society and Secu-
rity (BIGS) conducted the study „Cost of Violence 
to Society: A look at violent encounters between 
Perpetrators & the Police” in 2020 and updated 
it in 2024. The study deals with estimating the 
economic costs incurred by society in Germany 
directly and as a result of violent clashes involving 
police officers in the line of duty. The appropriate-
ness or legality of violent actions are explicitly not 
considered. The study is limited to the economic 
quantification of the manifold consequences of 
acts of violence. 

In order to quantify these costs, data and infor-
mation from a variety of sources was collected and 
combined in an additive estimation approach. To this 
end, data on the incidents and their consequences 
and the associated costs are compiled, evaluated, 
combined and the resulting aggregate values were 
derived. In addition to adopting a holistic approach 
as much as possible and taking both parties of the 
conflict into account with a particular emphasis on 
the dark figure of crime, thus providing the public 
debate with an improved factual basis. 

Due to limited institutionally collected data, the 
calculations are subject to reasonable assumptions 
making. Depending on these underlying assump-
tions and variations in cost estimations, a certain 
margin of error had to be assumed in calculating 
specific costs.

In terms of law enforcement officers, it must be 
assumed that over 600,000 assaults are suffered 
each year throughout Germany. Although perma-
nent physical injuries do not occur in many cases, 
they still have serious and long-term consequences. 

These alone are likely to cost around €553 million 
annually. Another major cost component are the 
additional personnel costs associated with the need 
to keep civil servants on stand-in duty to temporarily 
replace colleagues who are completely or partially 
unable to work. While it was not possible to quantify 
permanent disability and early retirements due to 
a lack of available data, an estimate of well over 
€300 million could be calculated for temporary 
disability. In total, violent conflicts result in costs 
exceeding €1.1 billion per year for police officers 
and taxpayers (incl. costs of imprisonment in the 
prison system). 

On the other hand, if one also takes into conside-
ration – despite the scarcity of data – the resulting 
fines due to resistance to and physical attacks on 
law enforcement officers, as well as the monetary 
losses from killings and injuries caused by the 
police, it is estimated to cost society in Germany 
around €66 million annually. 

Thus, despite the scarcity of data and conceptual 
difficulties, it can be concluded that society incurs 
costs of nearly €1.2 billion per year. Moreover, there 
are other hidden costs or those that are hard to 
quantify at present, such as mental illnesses, that 
have not been factored into the total here. This 
area must be no less important in monetary terms 
than physical illness simply because the data is 
not being collected today. Permanent incapacity to 
work, early retirement, and other consequences 
resulting from attacks by police officers could not 
be assessed at all.

Executive Summary
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I. EINLEITUNG

Gewalttätige Auseinandersetzungen zwischen 
Polizeivollzugsbeamten (PVB) und ihrem so ge-
nannten polizeilichen Gegenüber sind häufig und 
schadensträchtig. Sowohl im Rahmen des täglichen 
Dienstes, z. B. bei Verkehrskontrollen, als auch bei 
besonderen Einsätzen im Umfeld von Großveran-
staltungen, bei der Räumung besetzter Gebäude 
bis hin zum Einsatz von Spezialkräften in bereits 
im Vorfeld als besonders gefährlich eingeschätz-
ten Lagen kommt es immer wieder zu Angriffen 
auf Polizeivollzugsbeamte und zur Anwendung 
unmittelbaren Zwangs gegen das Gegenüber. 
Die Anlässe sind vielfältig, ebenso die Wahl der 
Mittel durch die Gegenseite. Die Folgen reichen 
von harmlosen Prellungen bis hin zu körperlichen 
Verletzungen mit schwerwiegenden und dauer-
haften somatischen Einschränkungen, psychischen 
Erkrankungen, juristischen Konsequenzen für die 
Beteiligten der Auseinandersetzung und zahlreichen 
indirekten Wirkungen und Folgeerscheinungen. Im 
schlimmsten Fall führen die Vorfälle sogar zum Tod 
von Beteiligten, u. a. beim Einsatz von Schuss- 
und Stichwaffen oder der Zweckentfremdung von 
Fahrzeugen als Waffe.

Die mediale Berichterstattung und damit die öf-
fentliche Wahrnehmung werden besonders durch 
spektakuläre Einzelfälle geprägt. Weiterhin wird der 
Fokus dabei oft auf Täter und Rahmenumstände, 
Einzelschicksale sowie auf körperliche kurzfristige 
Folgen gelegt. Bei allem angebrachten Mitleid für 
die Betroffenen und verständlicher Empörung 
gegenüber den Tätern – sowohl bei Angriffen auf 
Polizeivollzugsbeamte (bspw. durch eine tödliche 
Messerattacke im Mai 2024 in Mannheim/Baden-
Württemberg,1 Erschießen 2022 im Landkreis Ku-

sel/Rheinland-Pfalz,2 lebensgefährliche Verletzung 
durch Mitschleifen und Überfahren 2023 in Essen/
Nordrhein-Westfalen3) als auch bei unverhältnismä-
ßiger Polizeigewalt gegen das Gegenüber (bspw. 
mit Tritten gegen den Kopf 2023 in Berlin,4  durch 
sexuellen Missbrauch 2019 in Marlishausen/Thü-
ringen,5 u. a. Nasenbeinfraktur sowie ein Schädel-
Hirn-Trauma bei Tritten mit Einsatzstiefeln bei 
Festnahme 2020 in Weißenfels/Sachsen-Anhalt6) 
– greift diese Perspektive aber zu kurz.

Um dem Thema auf gesellschaftlicher Ebene gerecht 
zu werden und eine sachgerechte Ressourcensteue-
rung zu ermöglichen, müssen jedoch insbesondere 
auch monetäre Kosten betrachtet werden. Ziel muss 
eine weitestmögliche Reduktion der Gewalt sein, 
genauer der negativen Folgen von Gewalt. Jeder 
Euro Steuergeld, der zum Schutz von Bürgern und 
Staatsdienern verwendet werden muss, kann nicht 
für andere Zwecke produktiv oder anderweitig 
nutzbringend – etwa im Bildungsbereich – investiert 
werden. Eine effiziente und effektive Allokation von 
Geldmitteln ist also über den Einzelfall hinaus von 
großer Bedeutung.

Kosten entstehen aus direkten und indirekten Folgen 
von Gewalt. Auch dem Verlust von Menschenle-
ben wird in der Literatur bisweilen ein Geldwert 
zugemessen – mehr dazu unten. Eingängiger sind 
erhöhte Personalkosten aufgrund von Krankschrei-
bungen, Dienstunfähigkeit und Vertretungsdienst 
sowie Verwendungseinschränkungen. Kosten ent-
stehen durch somatische und psychotherapeutische 
medizinische Behandlung. Bleibende körperliche 
Schädigungen und psychische Beeinträchtigungen 
sowie Produktivitätsverluste (auch auf Täterseite, 

1	 ZDF. (2024). Messerattacke in Mannheim: Polizist ist tot. Online verfügbar unter: https://www.zdf.de/nachrichten/panorama/kriminalitaet/mannheim-		
	 angriff-islamkritiker-polizist-100.html, [zuletzt abgerufen am 14.10.2024]. 
2	 Bräutigam, Frank. (2022). Lebenslange Haft im Fall Kusel - „Eine Hinrichtung“. In: Tagesschau. Online verfügbar unter: https://www.tagesschau.de/inland/		
	 kusel-urteil-103.html. [zuletzt abgerufen 14.10. 2024].
3	 WDR. (2024). Polizist angefahren und mitgeschleift: 13 Jahre Haft wegen versuchten Mordes. Online verfügbar unter: https://www1.wdr.de/nachrichten/		
	 ruhrgebiet/urteil-prozess-polizist-angefahren-landgericht-essen-100.html, [zuletzt abgerufen am 14.10.2024].
4	 Der Spiegel. (2023). Polizist tritt Mann am Boden gegen den Kopf – Bewährungsstrafe. Online verfügbar unter: https://www.spiegel.de/panorama/berlin-		
	 polizist-tritt-mann-am-boden-gegen-den-kopf-bewaehrungsstrafe-a-7e9b3f2d-1f9a-4eaf-b893-957c3e017cf0, [zuletzt abgerufen am 14.10.2024].
5	 Jüttner, Julia. (2024). „Das gesamte Tatbild ist dermaßen erschreckend“. In: Der Spiegel. https://www.spiegel.de/panorama/justiz/urteil-in-erfurt-polizisten-		
	 wegen-sexuellen-missbrauchs-zu-freiheitsstrafe-verurteilt-a-aad34d33-fd64-4d1c-8210-cee8afffe1ff, [zuletzt abgerufen am 14.10.2024]. 
6	 Schumann, Jan. (2022). Spezialeinheit-Polizisten wegen Körperverletzung zu Geld- und Haftstrafen verurteilt. In: Mitteldeutsche Zeitung. Online verfügbar 		
	 unter: https://www.mz.de/mitteldeutschland/sachsen-anhalt/spezialeinheit-polizisten-wegen-korperverletzung-zu-geld-und-haftstrafen-verurteilt-3484997, 		
	 zuletzt abgerufen 14. Oktober 2024.
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II. Forschungsfragen

falls diese aufgrund einer Haftstrafe nicht oder 
eingeschränkt arbeiten können) kommen hinzu. 
Kosten in den Bereichen polizeiliche Ermittlung, 

Rechtspflege, Justizvollzug und Kriminalpräven-
tion sowie von Opfern in Anspruch genommene 
Dienstleistungen wie Opferberatungen.7

III. Datenlage
Zu diesem Zweck werden unter Einhaltung eu-
ropäischen und deutschen Datenschutzrechts 
Daten zu den betroffenen Personengruppen, den 
Zusammenstößen und ihren Folgen, und den damit 
verbundenen Kosten zusammengetragen, evaluiert, 
kombiniert und aggregiert. Hierbei wird neben einer 
möglichst holistischen Herangehensweise insbe-
sondere auch dem Dunkelfeld Rechnung getragen. 

Die Datenlage ist, vorsichtig ausgedrückt, eine 
Herausforderung. Auf Seite des polizeilichen Gegen-
übers ist sie, mit Ausnahme weniger Einzelaspekte, 
nicht für die Beantwortung der Forschungsfrage 
brauchbar. Zu besagten Ausnahmen gelingt eine 
Schätzung der Kosten trotzdem. Einerseits lassen 
sich belastbare Zahlen zu Toten und Verletzten 
aus dem polizeilichen Schusswaffeneinsatz ab-

Nun drängen sich folgende Fragen förmlich auf:

•	Wie groß ist das Problem? Wie hoch sind die 
monetären Kosten, die unserer Gesellschaft 
durch Gewalt zwischen Polizei und Gegenüber 
entstehen? 

•	Und was kann getan werden, um die Lage zu 
verbessern? Was davon sind vermeidbare Kosten, 
und wie könnten sie vermieden werden?

Um die Lage aber effizient verbessern zu können, 
sind Informationen über die monetären Kosten drin-
gend erforderlich. Daher steht am Anfang der Ana-
lyse ein Ansatz zur quantitativen Einschätzung der 
Problemdimensionen. Die vom Brandenburgischen 
Institut für Gesellschaft und Sicherheit gGmbH 
(BIGS Potsdam) erstellte und in der vorliegenden 
Fassung aktualisierte Studie „Kosten von Gewalt 
gegen polizeiliche Einsatzkräfte“ befasst sich mit 
der Schätzung der volkswirtschaftlichen Kosten, 
die der Gesellschaft in Deutschland direkt und in 
Folge von gewaltsamen Zusammenstößen zwischen 
Polizeivollzugsbeamten und dem polizeilichen Ge-
genüber entstehen. Dabei wird keine Betrachtung 
der Angemessenheit oder Rechtmäßigkeit gewalt-
samer Handlungen vorgenommen. Die Studie 

beschränkt sich auf die monetäre Quantifizierung 
der vielfältigen Folgen von Gewaltausübung.

Zwar lassen sich nicht für alle Kostenblöcke ver-
lässliche Schätzwerte ermitteln, da teilweise keine 
statistischen Daten vorliegen, oder diese nicht 
oder nicht klar genug den gewaltsamen Ausei-
nandersetzungen zugeordnet werden können. Ein 
Beispiel ist das Thema der psychischen Erkrankung 
betroffener Polizeivollzugsbeamter. Aufgrund des 
Zusammenspiels einer Reihe von Gründen liegt 
derzeit keine aussagekräftige Datenlage vor.

Der methodische Ansatz dieser Studie besteht 
daher aus der Errechnung von Mindestgrößen 
für eine ganze Reihe von Kostenblöcken. Dies ist 
insbesondere auf Seite der verletzten Polizeivoll-
zugsbeamten sowie in Bezug auf die Justiz mög-
lich. Schwieriger und deutlich lückenhafter ist das 
auf Seite des polizeilichen Gegenübers, da hier 
bislang fast keine nutzbaren aggregierten Daten 
repräsentativer Natur existieren. 

Um diese Kosten quantifizieren zu können, müs-
sen für einen additiven Schätzansatz Daten und 
Informationen aus einer Vielzahl von Quellen he-
rangezogen und miteinander kombiniert werden.

7	 Theoretisch könnten aus konzeptioneller Sicht auch weitere Aspekte wie bspw. durch gewaltsame Auseinandersetzungen induziertes späteres  
	 Vermeidungsverhalten monetär ausgedrückt werden, bspw. die Inkaufnahme zeitraubender Umwege oder der Verzicht auf Teilnahme an öffentlichen 	
	 Veranstaltungen u. ä. Im Kontext der Gewalt zwischen Polizeivollzugsbeamten und Gegenüber erscheint der letztgenannte Kostenblock allerdings 
	 weniger relevant.
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Vergleichbarkeit über mehrere Jahre: Die Angaben der Probanden der Befragung von Polizeibe-
amten in Nordrhein-Westfalen zur Häufigkeit von Bürgerkontakt, von tätlichen Angriffen auf ihre 
Person sowie deren Konsequenzen seien auch dreizehn Jahre nach dem Bezugsjahr der Befragung 
noch annähernd gültig. Diese Annahme darf als konservativ gelten. Ähnliches wird bezüglich der 
Behandlungsdaten angenommen, die größenordnungsmäßig auch drei Jahre nach ihrer Erhebung 
Gültigkeit haben sollten. (Monetäre Angaben werden inflationsbereinigt.)

Kombinierbarkeit verschiedener Bezugsjahre: Auf dieser Basis wird eine hinreichende Kombinier-
barkeit von Daten und Informationen aus verschiedenen Bezugsjahren angenommen (bspw. Vikti-
misierung aus 2011 mit Verweildauer in stationärer Behandlung in Krankenhäusern 2022).

Vergleichbarkeit über alle Bundesländer: Besagte Angaben aus Nordrhein-Westfalen, insbesondere 
zur Viktimisierung von Polizeivollzugsbeamten, seien auf alle anderen Bundesländer übertragbar, 
gälten so also bspw. auch in Bayern, Schleswig-Holstein oder Berlin. Diese Annahme ist gewagter. 
Nimmt man an, dass Nordrhein-Westfalen als bevölkerungsreiches Bundesland ohne Ausreißer-
Effekte wie bspw. den Hauptstadteffekt Berlins einen Wert im mittleren Bereich aufweist, und es 
andere Bundesländer mit höherer oder niedrigerer Viktimisierungshäufigkeit gibt, könnte die An-
nahme dennoch mit hinreichender Genauigkeit zutreffen.

Übertragbarkeit von britischen Zahlen auf deutsche Verhältnisse: Quantitative Schätzungen zu 
Ermittlungskosten nach Körperverletzungen, dem monetären Wert der Vermeidung des Verlus-
tes eines Menschenlebens und andere Informationen aus dem Vereinigten Königreich seien nach 
Berücksichtigung des Wechselkurses im Bezugsjahr und der Inflationsbereinigung auf deutsche 
Verhältnisse übertragbar.

Weitere Annahmen sind in den Kästen zu den Rechenwegen dargelegt.

Kasten I: Getroffene Annahmen (Auswahl)

leiten, andererseits können Summen zur Höhe 
von Geldstrafen aufgrund von Verurteilungen im 
Zusammenhang bestimmter Delikte – Widerstand 
gegen und tätliche Angriffe auf Vollstreckungsbe-
amte – berechnet werden. 

Aus diesem Grunde muss sich diese Studie trotz 
der grundsätzlichen Berücksichtigung beider Kon-
fliktparteien nahezu ausschließlich darauf beschrän-
ken, Kostenblöcke auf Seiten der Polizei sowie des 
Steuerzahlers zu analysieren. Dies ist deshalb 
bedauerlich, weil es erstens zu einer Unterschät-
zung der Relevanz des Gesamtphänomens führt, 
und zweitens einen verzerrten Eindruck bzgl. der 
Betroffenheit der Akteure erzeugen könnte.

Auf Seiten der Polizeivollzugsbeamten als Ge-
schädigter sowie aus Steuerzahlersicht sieht die 
Datenlage besser aus, aber auch hier gibt es keine 
direkt nutzbaren Statistiken. Stattdessen müssen 
Daten und Informationen aus verschiedenen Quellen 

kombiniert werden, um überhaupt einigermaßen 
verlässlich Größenordnungen von Kostenblöcken 
berechnen zu können. 

Obwohl die Daten meist nicht flächendeckend und 
für dieselben Bezugsjahre vorliegen, erlauben sie 
Rückschlüsse auf Größenordnungen im gesamten 
Bundesgebiet. Hierbei werden Annahmen dort, wo 
sie sich als unvermeidbar erweisen, konservativ 
getroffen. Die Kostenschätzungen sind daher im 
Zweifelsfall eher zu niedrig als zu hoch.

Da zur Berechnung der Schätzwerte nur teilweise 
„harte“ Daten zur Verfügung stehen, müssen auf 
Basis von Informationen und Publikationen zu 
Befragungen und anderen Quellen Annahmen (s. 
Kasten I) getroffen werden. Je nach zu Grunde 
gelegter Annahme variieren die geschätzten Ko-
sten, so dass mitunter Bandbreiten für bestimmte 
Kostenblöcke berechnet werden müssen. 
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Einige der den Berechnungen zu Grunde liegenden 
Zahlen liegen nicht für das gesamte Bundesgebiet 
vor, sondern stammen aus einzelnen Bundeslän-
dern, insbesondere aus Nordrhein-Westfalen. Diese 
müssen als Platzhalter für die weißen Flecken auf 
der Datenlandkarte dienen, sollten aber zumindest 
größenordnungsmäßig auch für diese gelten. Die 
föderale Struktur der Bundesrepublik macht vor 
statistischen Daten nicht Halt, daher variieren 
zum Teil Art und Weise der Datenaggregation und 
-darstellung.

Schwierig wird es aber insbesondere in einem Be-
reich, der mutmaßlich viel menschliches Leid und 
bedeutsame Kosten umfasst, aber aus verschie-
denen Gründen bislang ausgesprochen schlecht 
ausgeleuchtet ist. Hierbei handelt es sich um psy-
chische Konsequenzen von Gewalterfahrung, die 
Kosten ihrer medizinischen Behandlung und andere 
Folgen. Insbesondere im Polizeidienst scheinen 
nach Aussage von medizinischem Fachpersonal sog. 
Verwundungen im Kopf verhältnismäßig stärker 
stigmatisiert zu werden als einerseits physische 

Verletzungen oder somatische Erkrankungen und 
andererseits psychische Schäden in anderen Be-
rufen wie – heute – dem des Soldaten. Dies führt 
aus statistischer Sicht zunächst zu einem Erfas-
sungsproblem. Auch ist der Umgang mit dem 
Phänomen innerhalb der Polizeibehörden in der 
Praxis uneinheitlich und variiert von Dienststelle zu 
Dienststelle.8 Hinzu treten Probleme der Zuordnung 
psychischer Erkrankungen zu bestimmten Ereig-
nissen, die gemeinsam mit der ebenfalls bislang 
nicht oder nicht einheitlich geregelten Anerkennung 
von auslösenden Ereignissen als Dienstunfällen die 
kausale Zuordnung der auflaufenden Kosten zu 
gewaltsamen Zwischenfällen bislang ausschließen. 
Uneinheitliche Datenerfassung nach Ort, Kategorie 
und Granularität aufgrund von Unterschieden der 
Heilfürsorge der Bundesländer für ihre Beamten 
nehmen aktuell jedem ernsthaften Versuch einer 
belastbaren Quantifizierung dieses Kostenblocks – 
psychischen Belastungen und Erkrankungen – den 
Wind aus den Segeln.

Grafik©pict rider/stock.adobe.com

8	 Sowohl der Leiter des nordrhein-westfälischen Teams der Polizei zur psychosozialen Unterstützung PSU, Bernd Schünke, als auch der Chefarzt der  
	 Heiligenfeld Klinik Berlin, Sven Steffes-Holländer, heben die Bedeutung von Unterstützung und Rückhalt durch den Dienstherrn, vertreten durch die 	
	 Dienststelle und ihre Leitung, hervor. Vgl. Behörden Spiegel (2020), S. 1.
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Diese Studie ist daher auch in ihrer aktualisierten 
Fassung als erster belastbarer Versuch zu verste-
hen, auf Basis der Kombination öffentlich verfüg-
barer Daten und Informationen, aus verschiedenen 
Datenquellen in Deutschland, wenigstens einige 
der Kostenbereiche auszuleuchten, um eine als 
sichtbare Untergrenze der eigentlichen monetären 
Größenordnung zu interpretierende Zahl errechnen 
zu können. Mit anderen Worten: Die Ermittlung 
eines Schätzwerts der mindestens zu veranschla-
genden Kosten in Euro pro Jahr, der für Staat 
und Gesellschaft durch (teilweise vermeidbare) 
Konsequenzen von Gewalt zwischen Polizei und 
Gegenüber entsteht – wissend, dass bestimmte 
Teile des Eisbergs sowohl von bedeutsamer Größe 
als auch derzeit statistisch unsichtbar sind. Bildlich 
gesprochen unter trübem Statistik-Wasser liegen 
hier neben dem Bereich psychischer Erkrankungen 
die Bereiche von dauerhafter Dienstunfähigkeit 
sowie von Frühpensionierungen von Polizeivollzugs-
beamten, Suizide sowie die meisten auf Seite der 
Polizeivollzugsbeamten hier erfolgreich berechneten 

Einzelpositionen für ihr polizeiliches Gegenüber 
(beispielsweise die Kosten ambulanter medizi-
nischer Behandlungen aufgrund von gewaltsamen 
Zwischenfällen).

Basis für alle weiteren Berechnungen von Schätz-
werten ist die Anzahl von Viktimisierungs- 
fällen.9 Zu diesem Zweck wird aus der Gesamt-
anzahl der Polizeibeamten in der Bundesrepublik 
nur der Anteil mit Bürgerkontakt betrachtet, da 
nur dieser Gewalterfahrung mit dem polizeilichen 
Gegenüber machen können sollte. Die beste ver-
fügbare Quelle ist dabei, obwohl sie bereits einige 
Jahre zurückliegt, eine quantitative Erhebung aus 
dem Bundesland Nordrhein-Westfalen, in der von 
mehr als 18.000 befragten Probanden knapp 80 Pro-
zent Bürgerkontakt im Kalenderjahr 2011 angaben. 
Letztere wiederum berichteten von durchschnittlich 
2,3 tätlichen Angriffen auf ihre Person. Die Hoch-
rechnung ergibt über 600.000 tätliche Angriffe auf 
Polizisten pro Jahr (siehe hierzu Kasten 1).

IV. Quantifizierbare Kostenblöcke

9	 Unter Viktimisierung wird im Zusammenhang dieser Studie das direkte Erfahren von physischer Gewalt verstanden, also Opferwerdung mit oder ohne 	
	 Verletzungsfolge oder psychische Konsequenzen.
10	 Vollzeitäquivalent in 1000 der Beschäftigten im Aufgabenbereich Polizei in den Kernhaushalten des Bundes und der Länder – Zahl ist tendenziell eher 	
	 etwas zu niedrig, da Teilzeitäquivalente zusammengefasst werden. 

Kasten 1: Anzahl von Viktimisierungen: Fallzahl tätlicher Angriffe auf PVB

Anzahl der Polizeibeamten: 339.000 Statistisches Bundesamt (DeStatis) (30.06.2023).  
Anteil der Polizeibeamten mit Bürgerkontakt: 79,8 %. „Von den 18.356 PVB der Gesamtstichprobe (Ebene I) 
gaben 79,8 % an, im Kalenderjahr 2011 Bürgerkontakte gehabt zu haben (Ebene II).“ Jager et al. (2013), S. 47.
Durchschnittliche Anzahl tätlicher Angriffe auf Beamte mit Bürgerkontakt: 2,3. „Jede Beamtin bzw. jeder 
Beamte in NRW mit Bürgerkontakten im Jahr 2011 wurde durchschnittlich 2,3 Mal tätlich und 13,7 Mal nicht tätlich 
angegriffen.“ Jager et al. (2015), S. 327.

Anzahl der Polizeibeamten 339.000 * Anteil der Polizeibeamten mit Bürgerkontakt 79,8 % * durchschnittliche Zahl 
Angriffe pro Jahr 2,3 

= 622.200,60 Viktimisierungen
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Ein Kostenblock, der mit einiger Zuverlässigkeit 
abgeschätzt werden kann, betrifft die Kosten stati-
onärer Behandlung somatischer Beschwerden 
– anders ausgedrückt, klassischer Verletzungen – 
in Krankenhäusern. Die vorliegenden Daten und 
Informationen erlauben sowohl eine konservativere 
Berechnung, die opferbezogen lediglich auf dem 
jeweilig schwerwiegendsten angegebenen Fall der 
Probanden beruht und damit notwendigerweise 

zu einer Unterschätzung der tatsächlichen Kosten 
führt, eine fallbezogene Berechnung, die jedoch 
aufgrund des Bezugs der Verletzungs- und Be-
handlungsdaten auf den schwerwiegendsten Fall 
tendenziell zu einer Kostenüberschätzung führt. 
Die weitere Analyse erfolgt mit dem Mittelwert 
der Spanne, der bei knapp 12,5 Millionen Euro 
im Jahr liegt (siehe hierzu Kasten 2).

Kasten 2: Stationär Krankenhaus, somatisch

Anzahl der Polizeibeamten: 339.000 Statistisches Bundesamt (DeStatis) (30.06.2023). 
Anteil der Polizeibeamten mit Bürgerkontakt: 79,8 %. „Von den 18.356 PVB der Gesamtstichprobe (Ebene I) gaben 
79,8 % an, im Kalenderjahr 2011 Bürgerkontakte gehabt zu haben (Ebene II).“ Jager et al. (2013), S. 47.
Durchschnittliche Anzahl tätlicher Angriffe auf Beamte mit Bürgerkontakt: 2,3. „Jede Beamtin bzw. jeder Beamte in 
NRW mit Bürgerkontakten im Jahr 2011 wurde durchschnittlich 2,3 Mal tätlich und 13,7 Mal nicht tätlich angegriffen.“ Jager 
et al. (2015), S. 327. 
Polizeivollzugsbeamte aus der Gruppe mit Bürgerkontakt, die mind. einmal tätlich angegriffen wurden (Ebene III A). 
54,3%. Jager et al. (2013), S. 389.
Anteil dabei verletzter Opfer (mind. 1 Verletzung): 48,50 %. „Von den PVB, die mindestens einen tätlichen Angriff erlebt 
und eine Angabe zur körperlichen Verletzung gemacht haben (n = 7.888), gab knapp die Hälfte (48,5 %) im Hinblick auf 
den jeweils einzigen beziehungsweise schwerwiegendsten Angriff an, mindestens eine Verletzung davongetragen zu haben.“, 
bezogen auf Ebene III A der Stichprobe. Jager et al. (2013), S. 80.
Anteil stationär Behandelter: 4,3 % + 2,6 % d. angegriffenen Polizeivollzugsbeamten mind. 1 Nacht Krankenhaus:  
6,9 % (und feiner aufgeschlüsselt). „Die unmittelbare ärztliche Versorgung erfolgte zu 95,7 % ambulant (d. h. durch den Po-
lizeiärztlichen Dienst (PÄD), Hausarzt, das Krankenhaus o. Ä.) und zu 4,3 % stationär (d. h. mindestens eine Übernachtung 
in einem Krankenhaus). Die PVB, die eine ärztliche Versorgung zu einem späteren Zeitpunkt benötigten, erhielten diese zu 
98,1 % ambulant. 2,6 % der PVB mussten zu einem späteren Zeitpunkt nach dem Angriff noch mindestens eine Nacht in 
einem Krankenhaus verbringen (Mehrfachnennungen möglich).“ Tabelle 29: „Ich wurde unmittelbar nach dem tätlichen An-
griff ärztlich versorgt.“ 8,7 %, „Ich wurde zu einem späteren Zeitpunkt ärztlich versorgt.“ 13,5 %. Jager et al. (2013), S. 81f.
Durchschnittliche Verweildauer stationärer Patient 2017: 7,2 Tage. Statistisches Bundesamt (Destatis) (2023).
Kosten stationären Krankenhausaufenthaltes pro Tag: 1.068,40 €. Statistisches Bundesamt (Destatis) (2023), eigene 
Berechnung. Inflationsbereinigt, aus Fallkosten und Verweildauer errechnet: Kosten pro stationärem Tag (7.692,47 €/ 7,2 
Tage) (vor Inflationsbereinigung 6796 €/ 7,2 Tage = 953,89 €).

Konservativere Berechnung, opferbezogen (Beschränkung auf schwerwiegendsten Fall) unter Bezug auf Beamte mit 
Bürgerkontakt, die Angriffe berichteten (Ebene III A in Jager et al., 2013, S. 81f.):

Anteil unmittelbar medizinisch Versorgter 8,7 % * Anteil davon stationär Versorgter 4,3 % * durchschnittliche Dauer statio-
näre Aufnahme 7,2 Tage * Kosten stationärer Krankenhausaufenthalt 1.068,40 €/Tag
+ 
Anzahl der Polizeibeamten * Anteil der Polizeibeamten mit Bürgerkontakt 79,8 % * Anteil der Angegriffenen 54,3 % * Anteil 
später medizinisch Versorgter 13,5 % * Anteil davon stationär Versorgter 2,6 % * durchschnittliche Dauer stationäre Auf-
nahme 7,2 Tage * Kosten stationärer Krankenhausaufenthalt 1.068,40 €/Tag

= 8.193.447,97 €

Berechnung, fallbezogen (ggf. Überschätzung aufgrund des Bezugs der Verletzungs- und Behandlungsdaten auf schwer-
wiegendsten Fall):

Anzahl der Polizeibeamten * Anteil der Polizeibeamten mit Bürgerkontakt 79,8 % * durchschnittliche Zahl Angriffe pro Jahr 
2,3 * Anteil dabei Verletzter 48,5 % * Anteil unmittelbar medizinisch Versorgter 8,7 % * Anteil davon stationär Versorgter 
4,3% * durchschnittliche Dauer stationäre Aufnahme 7,3 Tage * Kosten stationärer Krankenhausaufenthalt 1.068,40 €/Tag
+
Anzahl der Polizeibeamten * Anteil der Polizeibeamten mit Bürgerkontakt 79,8 % * durchschnittliche Zahl Angriffe pro Jahr 2,3 
* Anteil dabei Verletzter 48,5 % * Anteil später medizinisch Versorgter 13,5 * Anteil davon stationär Versorgter 2,6 % * durch-
schnittliche Dauer stationäre Aufnahme 7,3 Tage * Kosten stationärer Krankenhausaufenthalt 1.068,40 €/Tag

= 16.832.028,01 €

Mitte der Spanne: 12.512.737,99 €
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Der nächste Kostenblock bezieht sich ebenfalls auf 
Behandlungskosten somatischer Beschwerden 
(klassischer Verletzungen), allerdings diesmal nicht 
stationär, sondern ambulant. Dies bezieht sich auf 
Behandlungen durch den polizeiärztlichen Dienst, 
den Hausarzt, oder auch durch die Ambulanz im 
Krankenhaus. Äquivalent zum oben beschriebenen 

Vorgehen wird für die weitere Analyse ein Mittelwert 
berechnet, um das systematische Problem der Wahl 
zwischen einer Unter- und einer Überschätzung der 
Kosten aufzufangen. Die ermittelte Größenordnung 
beträgt gut 4,1 Millionen Euro im Jahr (siehe 
hierzu Kasten 3).

Kasten 3: ambulant, somatisch

Anzahl der Polizeibeamten: 339.000 Statistisches Bundesamt (DeStatis) (30.06.2023).
Anteil der Polizeibeamten mit Bürgerkontakt: 79,8 %. „Von den 18.356 PVB der Gesamtstichprobe (Ebene I) 
gaben 79,8 % an, im Kalenderjahr 2011 Bürgerkontakte gehabt zu haben (Ebene II).“ Jager et al. (2013), S. 47.
Durchschnittliche Anzahl tätlicher Angriffe auf Beamte mit Bürgerkontakt: 2,3. „Jede Beamtin bzw. jeder 
Beamte in NRW mit Bürgerkontakten im Jahr 2011 wurde durchschnittlich 2,3 Mal tätlich und 13,7 Mal nicht tätlich 
angegriffen.“ Jager et al. (2015), S. 327.
Polizeivollzugsbeamte aus der Gruppe mit Bürgerkontakt, die mind. einmal tätlich angegriffen wurden (Ebene III A). 
54,3 %. Jager et al. (2013), S. 389.
Anteil dabei verletzter Opfer (mind. 1 Verletzung): 48,50 %. „Von den PVB, die mindestens einen tätlichen Angriff 
erlebt und eine Angabe zur körperlichen Verletzung gemacht haben (n = 7.888), gab knapp die Hälfte (48,5 %) im 
Hinblick auf den jeweils einzigen beziehungsweise schwerwiegendsten Angriff an, mindestens eine Verletzung davon-
getragen zu haben.“, bezogen auf Ebene III A der Stichprobe. Jager et al. (2013), S. 80.
Anteil ambulant Behandelter: 21,57 % (und feiner aufgeschlüsselt). (0,087*0,957+0,135*0,981)
Anteil der ambulant behandelten angegriffenen Polizeivollzugsbeamten, 95,7 % und 98,1 % d. angegriffenen Polizei-
vollzugsbeamten. „Die unmittelbare ärztliche Versorgung erfolgte zu 95,7 % ambulant (d. h. durch den Polizeiärzt-
lichen Dienst (PÄD), Hausarzt, das Krankenhaus o. Ä.) und zu 4,3 % stationär (d. h. mindestens eine Übernachtung 
in einem Krankenhaus). Die PVB, die eine ärztliche Versorgung zu einem späteren Zeitpunkt benötigten, erhielten 
diese zu 98,1 % ambulant. 2,6 % der PVB mussten zu einem späteren Zeitpunkt nach dem Angriff noch mindestens 
eine Nacht in einem Krankenhaus verbringen (Mehrfachnennungen möglich).“ Tabelle 29: „„Ich wurde unmittelbar 
nach dem tätlichen Angriff ärztlich versorgt.“ 8,7 %, „Ich wurde zu einem späteren Zeitpunkt ärztlich versorgt.“  
13,5 %. Jager et al. (2013), S. 81f.
Kosten pro ambulantem Fall: 85,3 €. Eigene Berechnung auf Grundlage des BARMER Arztreports 2024: 736,96/8,64. 
Durchschnittlich 8,64 Fälle ambulanter Behandlung (zusammengefasst pro Praxis und Quartal) pro Jahr, bei durch-
schn. 736.96 € pro Versichertem und Jahr für ambulante Versorgung. Inflationsbereinigt 2022-2024 https://www.
finanzen-rechner.net/inflationsrechner.php
Barmer: 651,08 € pro Versichertem und Jahr für ambulante Versorgung. Grobe et al. (2024), S. 43.

Konservativere Berechnung, opferbezogen (Beschränkung auf schwerwiegendsten Fall) unter Bezug auf Beamte 
mit Bürgerkontakt, die Angriffe berichteten (Ebene III A in Jager et al., 2013, S. 81f.):

Anzahl der Polizeibeamten * Anteil der Polizeibeamten mit Bürgerkontakt 79,8 % * Anteil der Angegriffenen 54,3 % 
* Anteil unmittelbar medizinisch Versorgter 8,7 % * Anteil davon ambulant Versorgter 95,7 % * Kosten ambulanter 
Behandlung 85,3 €
+
Anzahl der Polizeibeamten * Anteil der Polizeibeamten mit Bürgerkontakt 79,8 % * Anteil der Angegriffenen  
54,3 % * Anteil später medizinisch Versorgter 13,5 * Anteil davon ambulant Versorgter 98,1% * Kosten ambulanter 
Behandlung 85,3 €

= 2.702.648,18 €

Berechnung, fallbezogen (ggf. Überschätzung aufgrund des Bezugs der Verletzungs- und Behandlungsdaten auf 
schwerwiegendsten Fall):

Anzahl der Polizeibeamten * Anteil der Polizeibeamten mit Bürgerkontakt 79,8 % * durchschnittliche Zahl Angriffe pro 
Jahr 2,3 * Anteil dabei Verletzter 48,5 % * Anteil unmittelbar medizinisch Versorgter 8,7 % * Anteil davon ambulant 
Versorgter 95,7 % * Kosten ambulanter Behandlung 85,3 €
+
Anzahl der Polizeibeamten * Anteil der Polizeibeamten mit Bürgerkontakt 79,8 % * durchschnittliche Zahl Angriffe 
pro Jahr 2,3 * Anteil dabei Verletzter 48,5 % * Anteil später medizinisch Versorgter 13,5 * Anteil davon ambulant 
Versorgter 98,1 % * Kosten ambulanter Behandlung 85,3 €

= 5.552.125,31 €

Mitte der Spanne: 4.127.386,75 €
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Kasten 4: Ambulant, somatisch

Es folgt der Kostenblock bleibender körper-
licher Schäden. Es handelt sich hierbei um pro 
Jahr neu entstehende Schäden unter Berücksich-
tigung der Einschränkungen in den statistisch 
verbleibenden Lebensjahren (disability adjusted 
lifeyears, DALY). Berücksichtigung fanden aufgrund 
der Datenlage folgende Schädigungen: Einge-
schränkter Gebrauchsfähigkeit eines Körperteils, 
eingeschränktes Hörvermögen, Entstellungen an 
Rumpf oder Gliedmaßen, Entstellungen im Gesicht, 
Verlust mindestens eines Zahnes, Gebrauchsun-

fähigkeit eines Körperteils, sowie innere orga-
nische Verletzungen. In diesem Fall wird neben 
der konservativeren opferbezogenen Berechnung 
auf die fallbezogene verzichtet. Vermutlich wa-
ren individuelle Beamte nämlich nicht mehrfach  
(2,3 Mal) im Jahr von Angriffen betroffen, die 
bleibende körperliche Schäden zur Konsequenz 
hatten, sondern tatsächlich allenfalls im schwer-
wiegendsten Fall. In Summe handelt es sich um 
eine Größenordnung von gut 553 Millionen Euro 
im Jahr (siehe hierzu Kasten 4).

Kasten 4: Bleibende körperliche Schäden (pro Jahr neu entstehend, DALY)

Anzahl der Polizeibeamten: 339.000 Statistisches Bundesamt (DeStatis) (30.06.2023).
Anteil der Polizeibeamten mit Bürgerkontakt: 79,8 %. „Von den 18.356 PVB der Gesamtstichprobe (Ebene I) 
gaben 79,8 % an, im Kalenderjahr 2011 Bürgerkontakte gehabt zu haben (Ebene II).“ Jager et al. (2013), S. 47.
Polizeivollzugsbeamte aus der Gruppe mit Bürgerkontakt, die mind. einmal tätlich angegriffen wurden (Ebene III 
A). 54,3 %. Jager et al. (2013), S. 389.
Anteil durch Verletzungsart betroffener Polizeibeamter: 2,1 % der Polizeivollzugsbeamten erleiden bleibenden 
körperlichen Schaden (2,1 % der 7.897 Viktimisierten aus NRW-Studie – Ebene III A [54,3% Viktimisierte der  
79,8 % mit Bürgerkontakt, von 100 % Grundgesamtheit, also 0,91 % der Grundgesamtheit], mit Bürgerkontakt und 
mind. 1 tätlichen Angriff erlebt – dauerhafte körperliche Beeinträchtigung). Vgl. Jager et al. (2013), S. 84.
Detailangaben zu Anteilen diverser Verletzungsarten. Vgl. Jager et al. (2013), S. 84f.
Schweregrad diverser Verletzungsarten: “Health state weights“. Berücksichtigte Schädigungen: Eingeschränk-
ter Gebrauchsfähigkeit eines Körperteils, eingeschränktes Hörvermögen, Entstellungen an Rumpf oder Gliedmaßen, 
Entstellungen im Gesicht, Verlust mindestens eines Zahnes, Gebrauchsunfähigkeit eines Körperteils, sowie innere 
organische Verletzungen. WHO (2020), Annex Table C, S. 41f.
Durchschnittliches Lebensalter durch Widerstand und tätliche Angriffe betroffener Polizeivollzugsbeamter:  
32,1 Jahre. Benötigt zur Feststellung der verbleibenden statistischen Lebenserwartung (s. nächste Quelle) Gewich-
teter Durchschnitt der Lebensalter der durch Widerstand sowie Tätliche Angriffe betroffenen Polizeibeamten. Vgl. 
Bundeskriminalamt (2023), S. 19.
Verbleibende Lebenserwartung: 59,13 Jahre. WHO 2013 S. 58 (Annex Table B WHO Standard Life Table for Ye-
ars of Life Lost (YLL), „standard expected years of life lost“ (SEYLL), bezogen auf Todesfall im 33. Lebensjahr, was 
laut Bundeslagebild 2022 dem Durchschnittsalter durch Widerstandshandlungen und tätliche Angriffe viktimisierter 
Polizeivollzugsbeamte entspricht (eigene Berechnungen, auf Basis Bundeslagebild 2022, s. o.) Vgl. WHO (2013),  
S. 58. Vgl. Bundeskriminalamt (2023), S. 19.
Monetärer „Wert“ eines Lebensjahrs bei voller Lebensqualität (Kontext: quality adjusted life year, QALY), 
konvertiert und inflationsbereinigt: 88.323,54 €. “The monetary value of the loss was based upon the assumption 
that a full quality life year has a value of £42,000. This is the UK Department of Transport road safety estimate of the 
value per year of preventing a fatality (VPF), which includes loss of earnings as well as an allowance for pain and suf-
fering.“ Shield (2006), S. 145. Ferner Inflationsbereinigung: https://www.finanzen-rechner.net/inflationsrechner.php.

Summe Kosten bleibender körperlicher Schäden (pro Jahr bundesweit neu entstehend, unter Berücksichtigung der 
zukünftigen DALY-Schäden):

Anzahl der Polizeibeamten * Anteil der Polizeibeamten mit Bürgerkontakt 79,8 % * Anteil der Angegriffenen 54,3 % 
* Anteil mit bleibenden körperlichen Schäden 2,1 % * Anteil mit jeweiliger Schädigung (71,6 % und weniger, vari-
abel nach Schädigungsart) * Schweregrad WHO („disability weight“) jeweiliger Schädigung (variabel, entsprechend 
Produkte summiert) * durchschnittliche verbleibende Lebenserwartung viktimisierter Polizeivollzugsbeamter 59,13 J. 
* statistischer monetärer Wert „full quality life year“ 88.323,54 €

= 553.456.345,91 €
Anmerkung: Nicht zusätzlich neben opferbezogener Berechnung auch fallbezogen berechnet, sondern nur konservativ. 
Grund: Vermutlich waren individuelle Beamte nicht mehrfach (2,3 Mal) im Jahr von Angriffen betroffen, die bleibende 
körperliche Schäden zur Konsequenz haben, sondern tatsächlich nur im schwerwiegendsten Fall.
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Völlige, jedoch temporäre Dienstunfähigkeit 
infolge eines gewaltsamen Zwischenfalls wiede-
rum wird mit Hilfe des gemischten Ansatzes be-
rechnet, analog zu den Behandlungskosten von 

Verletzungen. Hier muss mit jährlich gut 236 
Millionen Euro Kosten kalkuliert werden (siehe 
hierzu Kasten 5).

Kasten 5: Dienstunfähigkeit, völlige, temporäre

Anzahl der Polizeibeamten: 339.000 Statistisches Bundesamt (DeStatis) (30.06.2023). 
Anteil der Polizeibeamten mit Bürgerkontakt: 79,8 %. „Von den 18.356 PVB der Gesamtstichprobe (Ebene I) 
gaben 79,8 % an, im Kalenderjahr 2011 Bürgerkontakte gehabt zu haben (Ebene II).“ Jager et al. (2013), S. 47.
Durchschnittliche Anzahl tätlicher Angriffe auf Beamte mit Bürgerkontakt: 2,3. „Jede Beamtin bzw. jeder 
Beamte in NRW mit Bürgerkontakten im Jahr 2011 wurde durchschnittlich 2,3 Mal tätlich und 13,7 Mal nicht tätlich 
angegriffen.“ Jager et al. (2015), S. 327.
Polizeivollzugsbeamte aus der Gruppe mit Bürgerkontakt, die mind. einmal tätlich angegriffen wurden (Ebene III 
A). 54,3 %. Jager et al. (2013), S. 389.
Anteil dabei verletzter Opfer (mind. 1 Verletzung): 48,50 %. „Von den PVB, die mindestens einen tätlichen Angriff 
erlebt und eine Angabe zur körperlichen Verletzung gemacht haben (n = 7.888), gab knapp die Hälfte (48,5 %) im 
Hinblick auf den jeweils einzigen beziehungsweise schwerwiegendsten Angriff an, mindestens eine Verletzung davon-
getragen zu haben.“, bezogen auf Ebene III A der Stichprobe. Jager et al. (2013), S. 80.
Anteil durch tätl. Angriff völlig Dienstunfähiger: 9,7 %. Von Ebene III A [54,3 % Viktimisierte der 79,8 % mit 
Bürgerkontakt, von 100 % Grundgesamtheit, also 4,2031458 % der Grundgesamtheit], NRW-Studie. „Für 9,7 % der 
7.896 PVB, die eine Angabe gemacht haben, führte der einzige beziehungsweise schwerwiegendste tätliche Angriff 
zu einer Krankschreibung von mindestens einem Tag.“ Jager et al. (2013), S. 82.
Durchschnittliche Dauer Dienstunfähigkeit: 17,8 Tage. NRW-Studie, „Die Dauer der Dienstunfähigkeit lag dabei 
im Durchschnitt bei 17,8 Tagen. In knapp drei Viertel der Fälle betrug die Dauer maximal 14 Tage, in einem Fall wurde 
allerdings auch eine Dienstunfähigkeitsdauer von 400 Tagen berichtet.“ Jager et al. (2013), S. 82.
Kosten pro Tag Einsatz: 610,24 € (76,28 €/h, 8h, inflationsbereinigt 2010-2024). Eigene Berechnungen BIGS auf 
Basis von Angaben des Wiss. Dienst d. Bundestages, inflationsbereinigt), Ferguson et al. (2019), S. 28. Quelle nimmt 
Bezug auf: Deutscher Bundestag (2010). Ferner: Inflationsbereinigung: 2010-2024, https://www.finanzen-rechner.
net/inflationsrechner.php 

Konservativere Berechnung, opferbezogen (Beschränkung auf schwerwiegendsten Fall) unter Bezug auf Beamte 
mit Bürgerkontakt, die Angriffe berichteten (Ebene III A in Jager et al., 2013, S. 81f.):

Anzahl der Polizeibeamten * Anteil der Polizeibeamten mit Bürgerkontakt 79,8 % * Anteil der Angegriffenen 54,3 % * 
Anteil hierdurch Dienstunfähiger 9,7 % * durchschnittliche Dauer Dienstunfähigkeit 17,8 Tage * Kosten pro Tag 610,24 €

= 154.772.866,85 €

Berechnung, fallbezogen (ggf. Überschätzung aufgrund des Bezugs der Verletzungs- und Behandlungsdaten auf 
schwerwiegendsten Fall):

Anzahl der Polizeibeamten * Anteil der Polizeibeamten mit Bürgerkontakt 79,8 % * durchschnittliche Zahl Angriffe 
pro Jahr 2,3 * Anteil dabei Verletzter 48,5 % * Anteil hierdurch Dienstunfähiger 9,7 % * durchschnittliche Dauer 
Dienstunfähigkeit 17,8 Tage * Kosten pro Tag 610,28 €

= 317.954.204,37 €

Mitte der Spanne: 236.363.535,61 €

Eingeschränkte temporäre Dienstunfähigkeit 
– also bspw. vorübergehende Verwendungsein-
schränkungen, zeitweiser Verlust der Außendienst-
fähigkeit usw. – verursacht nach dem gemischten 

Ansatz folgenden Berechnungen Kosten in Höhe 
von jährlich mehr als 73 Millionen Euro (siehe 
hierzu Kasten 6).
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Kasten 6: Dienstunfähigkeit, eingeschränkte, tats. und mutm. temporäre

Anzahl der Polizeibeamten: 339.000 Statistisches Bundesamt (DeStatis) (30.06.2023). 
Anteil der Polizeibeamten mit Bürgerkontakt: 79,8 %. „Von den 18.356 PVB der Gesamtstichprobe (Ebene I) 
gaben 79,8 % an, im Kalenderjahr 2011 Bürgerkontakte gehabt zu haben (Ebene II).“ Jager et al. (2013), S. 47.
Durchschnittliche Anzahl tätlicher Angriffe auf Beamte mit Bürgerkontakt: 2,3. „Jede Beamtin bzw. jeder 
Beamte in NRW mit Bürgerkontakten im Jahr 2011 wurde durchschnittlich 2,3 Mal tätlich und 13,7 Mal nicht tätlich 
angegriffen.“ Jager et al. (2015), S. 327.
Polizeivollzugsbeamte aus der Gruppe mit Bürgerkontakt, die mind. einmal tätlich angegriffen wurden (Ebene III 
A). 54,3 %. Jager et al. (2013), S. 389.
Anteil dabei verletzter Opfer (mind. 1 Verletzung): 48,50 %. „Von den PVB, die mindestens einen tätlichen Angriff 
erlebt und eine Angabe zur körperlichen Verletzung gemacht haben (n = 7.888), gab knapp die Hälfte (48,5 %) im 
Hinblick auf den jeweils einzigen beziehungsweise schwerwiegendsten Angriff an, mindestens eine Verletzung davon-
getragen zu haben.“, bezogen auf Ebene III A der Stichprobe. Jager et al. (2013), S. 80.
Anteil durch tätl. Angriffe eingeschränkt Dienstunfähiger: 0,9 % 116,1 Tage: 0,9% der Probanden geben eine 
aktuell noch andauernde eingeschränkte Dienstfähigkeit an, im Schnitt von 116,1 Tagen Dauer. 5,3 % 20,6 Tage: 
5,3 % der Probanden geben eine (zurückliegende) eingeschränkte Dienstfähigkeit an, im Schnitt von 20,6 Tagen 
Dauer (also weniger schwerwiegende Folgen, die aber häufiger auftraten). „0,9 % der 7.893 PVB, die hierzu eine 
Angabe gemacht haben, bejahten eine andauernde eingeschränkte Dienstfähigkeit seit dem einzigen beziehungsweise 
schwerwiegendsten tätlichen Angriff (bis zum Zeitpunkt der Datenerhebung). Bei der Frage nach der Dauer dieser 
eingeschränkten Dienstfähigkeit ergab sich ein Mittelwert von 116,1 Tagen, wobei eine Spanne zwischen einem Tag 
und 410 Tagen berichtet wurde.“ „Es wurde ebenfalls erfragt, ob nach dem schwerwiegendsten tätlichen Angriff eine 
vorübergehende (also zeitlich begrenzte) eingeschränkte Dienstfähigkeit bestanden hat und wenn ja, wie lange diese 
anhielt. 5,3 % der 7.777 PVB, die eine Angabe gemacht haben, bestätigten die Frage und berichteten dabei eine 
durchschnittliche Dauer der eingeschränkten Dienstfähigkeit von 20,6 Tagen.“ Jager et al. (2013), S. 85.
Kosten pro Tag Einsatz: 610,24 € (76,28 €/h, 8h, inflationsbereinigt 2010-2024). Eigene Berechnungen BIGS auf 
Basis von Angaben des Wiss. Dienst d. Bundestages, inflationsbereinigt), Ferguson et al. (2019), S. 28. Quelle nimmt 
Bezug auf: Deutscher Bundestag (2010). Ferner: Inflationsbereinigung: 2010 – 2024, https://www.finanzen-rechner.
net/inflationsrechner.php 

Konservativere Berechnung, opferbezogen (Beschränkung auf schwerwiegendsten Fall) unter Bezug auf Beamte 
mit Bürgerkontakt, die Angriffe berichteten (Ebene III A in Jager et al., 2013, S. 81f.):

Vorübergehende (mutmaßlich), noch andauernde, eingeschränkte Dienstfähigkeit (wahrscheinlich schwerwiegendere, 
längerfristige Folgen): Anzahl der Polizeibeamten * Anteil der Polizeibeamten mit Bürgerkontakt 79,8 % * Anteil 
der Angegriffenen 54,3 % * 0,9% Anteil dadurch Dienstunfähiger * durchschnittliche Dauer Dienstunfähigkeit 116,1 
Tage * Kosten pro Tag 610,24 €
+
Vorübergehende, bereits zurückliegende eingeschränkte Dienstfähigkeit (durchschnittlich kürzere Dauer, wahrscheinlich 
weniger schwerwiegend): Anzahl der Polizeibeamten * Anteil der Polizeibeamten mit Bürgerkontakt 79,8 % * Anteil 
der Angegriffenen 54,3 % * 5,3 % Anteil dadurch Dienstunfähiger * durchschnittliche Dauer Dienstunfähigkeit 20,6 
Tage * Kosten pro Tag 610,24 €

= 47.883.584,01 €

Berechnung, fallbezogen (ggf. Überschätzung aufgrund des Bezugs der Verletzungs- und Behandlungsdaten auf 
schwerwiegendsten Fall):

Vorübergehende (mutmaßlich), noch andauernde, eingeschränkte Dienstfähigkeit (wahrscheinlich schwerwiegendere, 
längerfristige Folgen): Anzahl der Polizeibeamten * Anteil der Polizeibeamten mit Bürgerkontakt 79,8 % * durch-
schnittliche Zahl Angriffe pro Jahr 2,3 * Anteil dabei Verletzter 48,5 % * 0,9% Anteil dadurch Dienstunfähiger * 
durchschnittliche Dauer Dienstunfähigkeit 116,1 Tage * Kosten pro Tag 610,24 €
+
Vorübergehende, bereits zurückliegende eingeschränkte Dienstfähigkeit (durchschnittlich kürzere Dauer, wahrschein-
lich weniger schwerwiegend): Anzahl der Polizeibeamten * Anteil der Polizeibeamten mit Bürgerkontakt 79,8 % * 
durchschnittliche Zahl Angriffe pro Jahr 2,3 * Anteil dabei Verletzter 48,5 % * 5,3% Anteil dadurch Dienstunfähiger 
* durchschnittliche Dauer Dienstunfähigkeit 20,6 Tage * Kosten pro Tag 610,24 €

= 98.368.578,20 €

Mitte der Spanne: 73.126.081,10 €



Rieckmann/Kern  ·  Kosten der Gewalt gegen polizeiliche Einsatzkräfte 17

Polizeiliche Ermittlungen verursachen aus-
schließlich Kosten für das sogenannte Hellfeld 
– also für die Polizei aufgrund von eigener Er-
mittlungstätigkeit oder durch Anzeige bekannt 
gewordene und als Straftat eingestufte gewaltsame 
Zwischenfälle. Dies klingt zunächst etwas banal, 
jedoch darf davon ausgegangen werden, dass nicht 
jede davongetragene Blessur eines PVB in einem 
Ermittlungsverfahren mündet oder überhaupt über 
den Dienstweg gemeldet wird. Das Dunkelfeld kann 
jedoch sehr wohl auch andere Kostenblöcke be-

treffen. In Ermangelung einer besseren deutschen 
Datenquelle werden Ermittlungskosten pro Fall 
aus dem Vereinigten Königreich inflationsbereinigt 
und konvertiert übernommen. Die Fallzahlen hin-
gegen stammen aus dem Bundeslagebild zu den 
einschlägigen Delikten, also tätlichen Angriffen auf 
Vollstreckungsbeamte und ihnen gleichgestellte 
Personen sowie zu Widerstand gegen sie. Die 
errechneten Ermittlungskosten für diese beiden 
Bereiche belaufen sich jährlich auf 55,7 Millio-
nen Euro (siehe hierzu Kasten 7).

Kosten der Rechtspflege entstehen ebenfalls 
nur im Bereich des Hellfeldes, wenn man etwaige 
Zivilprozesse (Schmerzensgeld, Schadensersatz, 
Verdienstausfall) einmal außer Acht lässt. Letztere 
sind ebenfalls ein interessanter Bereich, allerdings 
kann hier derzeit das Zuordnungsproblem – wel-
cher Anteil der Prozesse, ihrer Kosten und der 
zugesprochenen Kompensationsleistungen sich auf 

die hier betrachteten gewaltsamen Zwischenfälle 
bezieht – nicht zufriedenstellend gelöst werden. 
Während zur Berechnung die Fallzahlen analog zu 
den polizeilichen Ermittlungskosten herangezogen 
werden, stehen hier zu den Gerichtskosten auch 
pro Fall Daten zur Verfügung. In Summe beläuft 
sich dieser Kostenblock jährlich auf über 103 
Millionen Euro (siehe hierzu Kasten 8).

Kasten 7: Polizeiliche Ermittlungen

Fälle (Hellfeld) „Tätlicher Angriff auf Vollstreckungsbeamte und gleichstehende Personen“: 16.089, Fälle (Hellfeld) 
„Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte und gleichstehende Personen“: 19.894, Fälle. Bundeslagebild 2022, Sum-
menschlüssel polizeiliche Kriminalstatistik: 621120 und 621110
Anmerkung: Andere Straftaten, die in der Polizeilichen Kriminalstatistik unter anderen Schüsseln geführt werden, sich 
aber gegen Polizeivollzugsbeamte richteten (bspw. versuchter Mord) werden hier nicht mit eingerechnet. Es handelt 
sich also um eine tendenziell zu niedrige Zahl. Vgl. Bundeskriminalamt (2022), S. 9.
Ermittlungskosten nach Straftat mit Körperverletzungsfolge: 1.547,97 €. Eigene Berechnung basierend auf Heeks 
et al. (2018), S. 15. ”Police costs, in response to crime, violence with injury“ beliefen sich laut UK Home Office 2018 
auf 1130 GBP, diese entsprachen am 01.07.2018 (als Jahresmitte) 1.278,70 €. Ferner: Konvertierung: https://www.
finanzen.net/waehrungsrechner/britische-pfund_euro; Inflationsbereinigung: https://www.finanzen-rechner.net/
inflationsrechner.php 2018-2024. .

Anzahl der polizeilich erfassten Fälle von tätlichen Angriffen auf sowie Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte und 
gleichstehende Personen (16.089 + 19.894 = 35.983) * Ermittlungskosten pro Fall 1.547,97 €

= 55.700.604,51 €

Kasten 8: Rechtspflege

Fälle (Hellfeld „Tätlicher Angriff auf Vollstreckungsbeamte und gleichstehende Personen“: 16.089, Fälle (Hellfeld) 
„Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte und gleichstehende Personen“: 19.894, Fälle. Bundeslagebild 2022, Sum-
menschlüssel polizeiliche Kriminalstatistik: 621120 und 621110
Anmerkung: Andere Straftaten, die in der Polizeilichen Kriminalstatistik unter anderen Schüsseln geführt werden, sich 
aber gegen Polizeivollzugsbeamte richteten (bspw. versuchter Mord) werden hier nicht mit eingerechnet. Es handelt 
sich also um eine tendenziell zu niedrige Zahl. Vgl. Bundeskriminalamt (2022), S. 9.
Gerichtskosten für Verfahren Körperverletzungen: 2.874,90 €. Ab 21. Lebensjahr, 2.328 €vor Inflationsbereinigung. 
Vgl. Prognos (2016), S. 69. Ferner Inflationsbereinigung: https://www.finanzen-rechner.net/inflationsrechner.php

Anzahl der polizeilich erfassten Fälle von tätlichen Angriffen auf sowie Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte und 
gleichstehende Personen (16.089 + 19.894 = 35.983) * Gerichtskosten pro Fall 2.874,90 €/Fall 

= 103.447.526,70 €
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Die von Polizeivollzugsbeamten zu zahlenden 
Geldstrafen nach Verurteilungen wegen 
Körperverletzung im Amt – ohne Aussetzung 
zur Bewährung – berechnen sich aus Anzahl und 

inflationsbereinigt durchschnittlicher Höhe der 
Tagessätze. Die ermittelte Summe beträgt knapp 
80.000 Euro (siehe hierzu Kasten 9).

Auf Gerichtsprozesse nach gewaltsamen Zusam-
menstößen zwischen PVB und polizeilichem Ge-
genüber folgen bisweilen auch Haftstrafen. Diese 
betreffen in der Praxis in aller Regel nur das Ge-
genüber, da sie gegenüber PVB erstens nur selten 
ausgesprochen und zweitens nahezu durchweg zur 
Bewährung ausgesetzt werden. Ohne die dahinter-
stehenden Gründe diskutieren zu wollen, wird sich 
hier auf die Seite inhaftierter Gegenüber beschränkt, 
und die Kosten für Justizvollzug und Inter-

ventionen aus Steuerzahlersicht betrachtet. 
Die den Fiskus belastende Summe aus Hafttagen 
von wg. Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte 
sowie tätliche Angriffe auf Vollstreckungsbeamte 
Verurteilte (ohne Bewährung) beträgt mehr als 55 
Millionen Euro im Jahr (siehe hierzu Kasten 10). 
Nicht berechnet wird aus Datengründen bspw. der 
Verdienstausfall Inhaftierter oder der monetäre Wert 
ihres Verlustes an Lebensqualität hinter Gittern.

Kasten 9: Geldstrafen Körperverletzung im Amt

Zahl und Höhe der Tagessätze der Geldstrafe: Tabelle: 3 Verurteilte 2021 mit Hauptstrafe nach allgemeinem Straf-
recht, 3.3 Verurteilte nach Zahl und Höhe der Tagessätze der Geldstrafe. Vgl. Statistisches Bundesamt (Destatis) 
(2022), S. 244 ff. Eigene Berechnungen, anschließend inflationsbereinigt 2021-2024, mit 16,70 %: https://www.
finanzen-rechner.net/inflationsrechner.php.

Summiert über alle Gruppen von Höhen und Anzahlen von Tagessätzen: Jeweilige Zahl Verurteilungen innerhalb einer 
Gruppe * durchschnittliche Höhe Tagessatz (Mitte der Spanne) * durchschnittliche Anzahl Tagessätze (Mitte der Spanne)

= 79.144 €
Anmerkung: Konservative Annahme, Tagessatzgruppe „mehr als 50 €“ werde zu genau 50 € Tagessatz verurteilt.

Kasten 10: Justizvollzug u. Interventionen (Steuerzahlersicht)

Kosten für Steuerzahler aus Hafttagen von wg. Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte sowie tätlichen Angriffen 
auf Vollstreckungsbeamte Verurteilter (ohne Bewährung)
Jeweilige Anzahl Verurteilungen innerhalb einer Gruppe von Haftstrafendauer (abzgl. zur Bewährung ausgesetzte). 
Vgl. Statistisches Bundesamt (Destatis) (2021), S. 168f.
Durchschnittliche Anzahl Haftmonate (Mitte der Spanne), eigene Berechnungen. Vgl. Statistisches Bundesamt 
(Destatis) (2021), S. 168f. 
Kosten pro Haftmonat und Häftling, inflationsbereinigt 2022-2024: 6939,25 € https://www.finanzen-rechner.
net/inflationsrechner.php. Errechnet aus bundesweiten Angaben im Durchschnitt (Bundesweiter Durchschnitt 2022 
6130,56 € pro Haftmonat und Häftling) in Bremische Bürgerschaft (2024), S. 22.

Summiert über alle Gruppen von Freiheitsstrafen (Haftmonats-Spannen): Jeweilige Zahl Verurteilungen innerhalb 
einer Gruppe von Haftstrafendauer (abzgl. zur Bewährung ausgesetzte) * durchschnittliche Anzahl Haftmonate (Mitte 
der Spanne) * Kosten eines Haftmonats 

= 55.380.681,75 €
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Bisweilen enden gewaltsame Auseinandersetzungen 
und einseitige Angriffe tragischerweise auch tödlich. 
Die Idee, den Verlust von Menschenleben in Geld-
einheiten beziffern zu wollen, ruft – oft reflexartig 
und verständlicherweise – Kritik auf den Plan. 

In verschiedensten Bereichen – Versicherungs-
mathematik, Arbeitssicherheit, Verkehrssicher-
heit, im Gesundheits- und Rechtswesen usw. –
werden dennoch Anstrengungen unternommen, 
Menschenleben einen Geldwert zuzuweisen. Ganz 
offensichtlich wird dies bei der Festlegung von 
Entschädigungszahlungen an Hinterbliebene bei 
von Dritten verursachten tödlichen Unfällen, wie 
es dies zum Beispiel das amerikanische Recht vor-
sieht. Zu diesem Zweck sind unter anderem in den 
Wirtschaftswissenschaften verschiedene Ansätze 
entwickelt worden (bspw. Humankapitalansatz, 
Value of Statistical Life, Quality-Adjusted Life-Years 
u. a.), die an dieser Stelle nicht näher thematisiert 
werden sollen. Hintergrund sind oft die Steuerung 
von Ressourcen und die Optimierung von Anreizen, 
um von der Mehrheit als wünschenswert erachtete 
Ziele zu erreichen. In der Praxis kann es dabei 
beispielsweise um Investitionsentscheidungen 

zwischen bestimmten medizinischen Forschungen 
oder um die Wahl zwischen verschieden kost-
spieligen und wirksamen Verkehrssicherungs-
maßnahmen gehen. Wenn jeder Euro nur einmal 
ausgegeben werden kann, sollte er nach diesem 
Kalkül bei gegebenem Mitteleinsatz das Maximum 
an Menschenleben oder menschlicher Gesundheit 
bewahren. Die Optimierung der Allokation von 
Geld aber erfordert in diesem Kontext dann die 
Monetarisierung von Leib und Leben (wenn auch 
nicht den sittlichen Wert eines Menschenlebens).

In den letzten drei Dekaden waren in der Bundes-
republik im Schnitt jährlich drei Polizeivollzugs-
beamte unter den Opfern zu beklagen, die bspw. 
erschossen, erstochen oder überfahren wurden. 
Unter Berücksichtigung des durchschnittlichen 
Lebensalters der Opfer, und der eigentlich noch 
verbleibenden Lebenserwartung, lässt sich auf Basis 
des Quality-Adjusted Life-Year-Ansatzes (QALY) 
ein jährlicher Verlust aufgrund der Tötung von 
Polizeivollzugsbeamten (ohne Suizide) in Höhe 
eines Geldwertes von jährlich über elf Millionen 
Euro berechnen (siehe hierzu Kasten 11).

Kasten 11: Getötete Polizeivollzugsbeamte (o. Suizide)

Anzahl getöteter Polizeivollzugsbeamte im Jahresdurchschnitt, 1990-2022: 2,20. Eigene Berechnungen auf 
Basis von Lorei. (2023).
Durchschnittliche verbleibende Lebenserwartung viktimisierter Polizeivollzugsbeamter: 59,13 Jahre. Bezogen 
auf Todesfall im 33. Lebensjahr, was laut Bundeslagebild 2022 dem Durchschnittsalter durch Widerstandshandlungen 
und tätliche Angriffe viktimisierter Polizeivollzugsbeamte entspricht (eigene Berechnungen, auf Basis Bundeslagebild 
2022, Bundeskriminalamt (2023), S. 19. Ferner: Vgl. WHO (2013), S. 58.
Monetärer „Wert“ eines Lebensjahrs bei voller Lebensqualität (Kontext: QALY): 88.323,54 €. Konvertiert und 
inflationsbereinigt (s. o.) Vgl. Shield (2006), S. 145. Ferner: Inflationsbereinigung: https://www.finanzen-rechner.
net/inflationsrechner.php

Durchschnittliche Fallzahl/Jahr 2,20 * durchschnittliche (eigentlich, ohne Tötung) verbleibende Lebenserwartung vik-
timisierter Polizeivollzugsbeamter 59,13 J.* Monetärer „Wert“ eines Lebensjahrs bei voller Lebensqualität 88.323,54 €

= 11.489.656,02 €
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Und auch auf der Seite des polizeilichen Gegen-
übers sterben Menschen – erheblich mehr sogar. 
Hier soll nicht diskutiert werden, ob dies an un-
terschiedlicher Qualität von Schutzausstattung, 
Bewaffnung oder Ausbildung liegt. Meistens ist die 
Todesfolge auf polizeilichen Schusswaffeneinsatz 
zurückzuführen, und hier sind im Gegensatz zu 
anderen Rahmenumständen (Tod nach zwangswei-
ser Verabreichung eines Brechmittels, Anwendung 
unmittelbaren Zwanges ohne Hilfsmittel körperlicher 
Gewalt usw.) einigermaßen zentral gesammelte 
Daten verfügbar. Bezüglich der Methodik der Mo-
netarisierung von Menschenleben gelten – selbst-

verständlich – dieselben Anmerkungen wie bei den 
Polizeivollzugsbeamten. Die Größenordnung des 
monetären Verlusts durch Tötung von Menschen 
durch Polizeikugeln bewegt sich analog der 
hier vorgenommenen Berechnungen bei jährlich 
über 49 Millionen Euro (siehe hierzu Kasten 
12). Es sei ausdrücklich darauf verwiesen, dass 
hier keine Aspekte wie Produktivitätsausfall o. Ä. 
herangezogen werden, sondern aus Gründen der 
Datenverfügbarkeit und Konsistenz der Berech-
nungsmethoden ausschließlich der auch bei den 
PVB verwendete QALY-Ansatz gewählt wird.

Kasten 12: Getötete polizeiliche Gegenüber (o. Suizide)

Durch Schusswaffeneinsatz getötete polizeiliche Gegenüber im Jahresdurchschnitt, 1990-2022: 9,484848485. 
Eigene Berechnungen auf Basis von Lorei (2023).
Durchschnittliche verbleibende Lebenserwartung viktimisierter polizeilicher Gegenüber: 59,13 Jahre. Annahme 
mangels besser Daten, dass das Durchschnittsalter der getöteten polizeilichen Gegenüber dem der durch Wider-
standshandlungen und tätliche Angriffe viktimisierten Polizeivollzugsbeamten entspricht (s. o.). Bundeskriminalamt 
(2023), S. 19. Ferner: Vgl. WHO (2013), S. 58.
Monetärer „Wert“ eines Lebensjahrs bei voller Lebensqualität (Kontext: QALY): 88.323,54 €. Konvertiert und 
inflationsbereinigt (s. o.). Vgl. Shield (2006), S. 145. Ferner: Inflationsbereinigung: https://www.finanzen-rechner.
net/inflationsrechner.php

Durchschnittliche Fallzahl/ Jahr 9,48 * durchschnittliche (eigentlich, ohne Tötung) verbleibende Lebenserwartung 
durch Schusswaffeneinsatz getöteter polizeilicher Gegenüber 59,13 J.* Monetärer „Wert“ eines Lebensjahrs bei voller 
Lebensqualität 88.323,54 €

= 49.535.293,88 €
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Polizeibeamte schießen in aller Regel nicht mit 
Tötungsabsicht, sondern um das Gegenüber hand-
lungsunfähig zu machen und bspw. an Angriff oder 
Flucht zu hindern. Da das meist gelingt, ist die 
Zahl der durch polizeilichen Schusswaffeneinsatz 
lediglich verletzten – nicht-tödlich angeschossenen 
– Gegenüber um ein Vielfaches höher als die der 
Toten. Aber natürlich haben auch nicht-tödliche 

Schussverletzungen Folgen für die Betroffenen 
bzw. Getroffenen. Es kann mit Kosten in Höhe 
von etwa 922.215 Euro im Jahr (siehe hierzu 
Kasten 13) gerechnet werden. Psychische Folgen für 
Schützen und Verletzte sowie sonstige als Zeugen 
oder Angehörige indirekt Betroffene werden aus 
Gründen der Datenverfügbarkeit nicht berechnet.

Da die Datenlage hier die Berechnung eines wei-
teren Kostenblocks zulässt, lässt sich die Rolle des 
polizeilichen Gegenübers noch weiter quantifizie-
ren. Die Justiz belangt polizeiliche Gegenüber bei 
Verurteilungen aufgrund von Gewaltanwendung 
gegenüber PVB nicht nur mit Haft- sondern auch mit 

Geldstrafen. Für Verurteilungen – ohne Aussetzung 
zur Bewährung – aufgrund von tätlichen Angriffen 
auf oder Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte 
kann daher eine jährliche Summe in Höhe von 
über 15 Millionen Euro ermittelt werden (siehe 
hierzu Kasten 14).

Kasten 13: Angeschossene polizeiliche Gegenüber 

Durch Schusswaffeneinsatz verletzte (angeschossener) polizeiliche Gegenüber (inkl. Unbeteiligter) im 
Jahresdurchschnitt, 1996-2022: 28,2962963. Eigene Berechnungen auf Basis von Lorei (2023).
Schweregrad “Severe chest injury: short term, with or without treatment“: 0,369. (Anmerkung: Kein entsprechender 
Schweregrad bspw. für Fleischwunde oder Knochenbruch in Bein oder Arm verfügbar in Quelle. Alternativ denkbar 
“Crush injury: short or long term, with or without treatment” mit Schweregrad 0,132 oder “Fracture of sternum or 
fracture of one or two ribs: short term, with or without treatment mit 0,103.) WHO (2020), Annex Table C, S. 41f.
Monetärer „Wert“ eines Lebensjahrs bei voller Lebensqualität (Kontext: QALY): 88.323,54 €. Konvertiert und 
inflationsbereinigt (s. o.) Vgl. Shield (2006), S. 145. Ferner: Inflationsbereinigung: https://www.finanzen-rechner.
net/inflationsrechner.php

Durchschnittliche Fallzahl/ Jahr 28 * Schweregrad (als Näherung verwendet: Brustverletzung) 0,369 * monetärer 
„Wert“ eines Lebensjahrs bei voller Lebensqualität 88.323,54 €

= 922.215,52 €

Kasten 14: Kosten Geldstrafen polizeiliche Gegenüber 

Verurteilungen zu Geldstrafen o. Bewährung, Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte, Tätlicher Angriff auf Voll-
streckungsbeamte, durchschnittliche Tagessätze, inflationsbereinigt. Zahl und Höhe der Tagessätze der Geldstrafe. 
Tabelle: 3 Verurteilte 2021 mit Hauptstrafe nach allgemeinem Strafrecht, 3.3 Verurteilte nach Zahl und Höhe der 
Tagessätze der Geldstrafe. Statistisches Bundesamt (Destatis) (2022), S. 208ff. Eigene Berechnungen, anschließend 
inflationsbereinigt 2021-2024, mit 16,70 %: https://www.finanzen-rechner.net/inflationsrechner.php.  

Summiert über alle Gruppen von Höhen und Anzahlen von Tagessätzen: Jeweilige Zahl Verurteilungen innerhalb einer 
Gruppe * durchschnittliche Höhe Tagessatz (Mitte der Spanne) * durchschnittliche Anzahl Tagessätze (Mitte der Spanne)

= 15.237.640 €
Anmerkung: Konservative Annahme, Tagessatzgruppe „mehr als 50 €“ werde zu genau 50 € Tagessatz verurteilt.
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Abbildung	1:	PerspekAve	von	Polizei	und	Fiskus	

Unklar:	Psychotherapie	etc.	

Unklar:	Dienstunfähigkeit,	dauerhaO	eingeschränkte	und	Frühpensionierungen	
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JusAzvollzug	u.	IntervenAonen	

Polizeiliche	ErmiZlungen	

Dienstunfähigkeit,	eingeschränkte,	tats.	und	mutm.	temporäre	

Rechtspflege	

Dienstunfähigkeit,	völlige,	temporäre	

Bleibende	körperliche	Schäden	

Die Addition der berechneten Schätzwerte ergibt 
aus Sicht der Polizei und des Fiskus Kosten in Höhe 
von über 1,1 Milliarden Euro im Jahr (s. Abb. 
1), und aus Sicht des polizeilichen Gegenübers 
zusätzlich etwa 66 Millionen Euro (s. Abb. 2). 

Insgesamt muss also mit fast 1,2 Milliarden 
Euro im Jahr gerechnet werden, zuzüglich der 
aus Gründen der Datenlage derzeit nicht zu be-
ziffernden Kostenblöcke.

Abbildung 1: Perspektive von Polizei und Fiskus, gerundet auf 1000 €

Quelle: Eigene Darstellung
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Um das Ergebnis dieser Schätzungen in Perspektive 
zu rücken, wurden auch andere Datenquellen und 
Berechnungsmethoden genutzt. Verwendet man 
– weniger granulare – Daten des britischen Innen-
ministeriums11 und aus einem teilweise auf älteren 
Daten der Briten fußenden Abschlussbericht zu einer 
Kosten-Nutzen-Analyse in Nordrhein-Westfalen,12 
und berücksichtigt das sich aus den Viktimisierung-
sangaben der PVB und den Hellfeldangaben des 
Bundeslagebildes ergebende Dunkelfeld, so ergeben 

sich – ohne die Seite des polizeilichen Gegenübers 
als Opfer – je nach Ansatz Summen von knapp 
sechs Milliarden Euro im Jahr. Hier fließen ohne 
genauere Analysierbarkeit auch emotionale Opfer-
kosten, Produktivitätsausfälle, Kriminalprävention 
und unklar definierte Schadensmaße ein.13 Daher 
soll die Zahl nur als Hinweis dienen, dass das hier 
ermittelte Schätzergebnis aller Wahrscheinlichkeit 
nach eher als konservativ zu interpretieren ist.

Abbildung 2: Perspektive polizeilichen Gegenübers (GGÜ), gerundet auf 1000 €

Quelle: Eigene Darstellung

11	 Vgl. Heeks et al. (2018), S.15.
12	 Vgl. Prognos (2016), S. 68f.
13	 Die entsprechenden überschlägigen Berechnungen können auf Anfrage zur Verfügung gestellt werden.



BIGS Standpunkt Nr. 14 / November 202424

Auf Seite der Polizeivollzugsbeamten muss von über 
600.000 erlittenen Angriffen im Jahr im gesamten 
Bundesgebiet ausgegangen werden. Bleibende 
körperliche Schädigungen treten zwar nicht in 
vielen Fällen auf, haben aber schwerwiegende 
und langfristige Folgen. Allein diese dürften mit 
etwa 553 Millionen Euro zu Buche schlagen. 
Ein weiterer großer Kostenblock sind zusätzliche 
Personalkosten aufgrund von für Vertretungs-
dienste vorzuhaltenden Beamten, die temporär 
völlig oder teilweise dienstunfähige Kollegen er-
setzen. Während die Quantifizierung dauerhafter 
Dienstunfähigkeit und von Frühpensionierungen 
mangels verfügbarer Daten nicht möglich war, 
konnte für vorübergehende Dienstunfähigkeit 
ein Schätzwert von deutlich über 300 Millionen 
Euro errechnet werden. In Summe verursachen 
gewaltsame Auseinandersetzungen auf Seite der 
Polizeivollzugsbeamten sowie der Steuerzahler 
(Haftkosten im Justizvollzug) jährlich über 1,1 
Milliarde Euro Kosten. 

Und betrachtet man die Kosten auf Seiten des po-
lizeilichen Gegenübers – bei aller konzeptionellen 
Schwierigkeit und dem moralischen Beigeschmack 

der monetären Bewertung des Verlustes von Men-
schenleben sowie körperlicher Unversehrtheit – 
so addieren sich trotz aller Lückenhaftigkeit der 
Datenlage auf Seite des polizeilichen Gegenübers 
allein die monetären Verluste aus Tötungen und 
Verletzungen durch Polizeikugeln sowie aus nicht zur 
Bewährung ausgesetzte Geldstrafen für Widerstand 
gegen und tätliche Angriffe auf Vollstreckungsbe-
amte noch einmal auf etwa 66 Millionen Euro 
Kosten im Jahr (s. Abb. 2).

Der Gesellschaft entstehen also allein aus den 
trotz der dürftigen Datenlage und konzeptioneller 
Schwierigkeiten einschätzbaren Kostenblöcken 
Kosten in Höhe von über 1,2 Milliarden Euro 
im Jahr. Hinzu kommen die derzeit aus den oben 
diskutierten Gründen nicht zu beziffernden, aber 
mutmaßlich schwerwiegenden Blöcke, etwa aus 
den Bereichen psychischer Erkrankungen, – der 
Bereich muss monetär nicht weniger bedeutend 
sein als der von somatischen Erkrankungen, nur 
weil er schlecht ausgeleuchtet ist – dauerhafter 
Dienstunfähigkeit, Frühpensionierungen sowie die 
weitgehend gar nicht erfassbaren Folgen für das 
polizeiliche Gegenüber.

V. Ergebnisse: Kurz und bündig

VI. Fazit und Handlungsempfehlungen

Die vom Brandenburgischen Institut für Gesell-
schaft und Sicherheit unternommenen Versuche 
einer umfassenden Quantifizierung der Kosten 
der Gewalt zwischen Polizeivollzugsbeamten und 
polizeilichem Gegenüber haben mehrere Dinge 
deutlich gemacht: 

•	Die Folgen von Gewalt zwischen Polizeivollzugs-
beamten und polizeilichem Gegenüber erzeugen 
ganz erhebliche Kosten auf Seite der Betroffenen 
Individuen, der im Vorfeld an Prävention und vor 
allem im Nachgang an der Aufarbeitung betei-
ligten Institutionen (Polizei, Justiz und andere) 
und indirekt für den Steuerzahler.

•	Die Folgen und Kosten für die Seite des polizei-
lichen Gegenübers sind datenbedingt bislang 
nahezu nicht einschätzbar. Diese können in dieser 

Studie daher nur ansatzweise dargestellt wer-
den – was nicht heißt, dass sie nicht ebenfalls 
erheblich sein können.

•	Insbesondere das Thema psychischer Erkran-
kungen als Folge von Gewalterfahrungen ist 
bislang viel zu wenig beleuchtet worden. Hinde-
rungsgründe sind auf Polizeiseite nach Aussage 
von Fachärzten unter anderem die unbewusste 
Stigmatisierung in den Dienststellen, mangelnde 
Attribuierung zu bestimmten Ereignissen (u. a. 
aufgrund von uneinheitlichen oder fehlenden 
Regelungen zur Anerkennung als Dienstunfall, 
aufgrund zeitlicher Verzögerung von Symptomen, 
usw.), uneinheitliche Systeme der Heilfürsorge 
in den Bundesländern, uneinheitliche statistische 
Erfassung u. v. m.
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Basierend auf den dargestellten Daten lassen 
sich aus der vorangegangenen Analyse folgende 
Handlungsempfehlungen ableiten:

1.	Langfristig ist eine systematische Verbesserung 
der Datenlage empfehlenswert, bspw. unter 
Einbindung der Innenministerkonferenz und des 
Bundesgesundheitsministeriums unter Mitarbeit 
des statistischen Bundesamtes.

2.	Weiterhin sollten die Polizeibehörden in einem 
einerseits aufgrund von Einzelberichten als be-
sonders bedeutsam erscheinenden, aber ande-
rerseits empirisch besonders schlecht erfassten 
Bereich ihre Bemühungen weiter intensivieren 
und ausweiten: Sie sollten finanzielle und or-
ganisatorische Mittel einsetzen, die einer ver-
besserten Erfassung der Bedeutung psychischer 
Belastungen und Erkrankungen aufgrund von 
traumatischen Diensterlebnissen dienen. Die 
Streitkräfte sind hier möglicherweise aufgrund 
ihres Auftrags- und Tätigkeitsprofils aktuell etwas 
weiter, und könnten in den Bereichen Erkennung 
und Behandlung wie auch Akzeptanzerhöhung 
und Entstigmatisierung als Vorbild fungieren.

3.	Kurz- und mittelfristig von größerer Bedeutung 
aber ist (neben fortwährender Präventionsarbeit 
unter Einbindung von Justiz, Medien, Bildungsin-
stitutionen, Familien u. v. m.) die Ausschöpfung 
aller technischen und polizeitaktischen Mittel, 
um gewaltsame Auseinandersetzungen zwischen 
Polizeivollzugsbeamten und polizeilichem Ge-
genüber bereits im Vorfeld zu entschärfen oder 
wenigstens ihre Folgen zu mindern. 

4.	Seit der Erstveröffentlichung der Studie haben 
sich einige Bundesländer dazu entschlossen, 

ihre Polizei mit Distanzelektroimpulsgeräten 
auszustatten. Bislang liegen jedoch zu wenige 
Daten darüber vor, wie sich die Androhung des 
Einsatzes oder der Einsatz selbst in der Praxis 
auf die Gewalt gegen Polizeikräfte auswirkt. 
Wir hielten es für wichtig, dies in einer spä-
teren Studie genauer untersuchen zu können. 
Interessant ist in diesem Zusammenhang auch, 
inwiefern sich der Einsatz dieser Geräte auf 
etwaige Verletzungsfolgen beim polizeilichen 
Gegenüber ausdrückt. 

Nur ein Teil der Gewalt lässt sich durch Prävention, 
Deeskalation oder glaubwürdige Abschreckung ver-
hindern. Im Bereich einer Kosten-Nutzen-Abwägung 
sollten für diesen Teil aber innerhalb der juristischen 
und ethischen Rahmenbedingungen möglichst alle 
geeigneten Mittel und Methoden im Rahmen der 
Verhältnismäßigkeit Anwendung finden. 

Hier ist konkret die Politik und die Polizeiführung 
gefragt, deren Entscheidungen die Ausstattung mit 
geeigneter und ausreichend hochwertiger Schutz-
ausstattung und Fähigkeitslücken schließenden, 
geeigneten und im Vergleich milderen Einsatz-
mitteln entscheidend beeinflussen. Mangelnde 
Entschlussfreude und politische Risikoaversion sind 
in den letzten Jahren neben Budgetrestriktionen 
als Gründe für die Verzögerung einer flächende-
ckenden Einführung von in Erprobungsverfahren 
erfolgreich getesteter Ausstattung zu beobachten 
gewesen. Das kostet die Gesellschaft viel Geld, 
wie diese Studie zeigt, und erlaubt menschliches 
Leid, das vermeidbar gewesen wäre.
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